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Brandenburgisches Oberlandesgericht
Beschluss

In dem Verfahrenskostenhilfe-Aufhebungsverfahren gemäß § 124 Abs. 1 Ziff. 4 ZPO
betreffend das Unterhaltsverfahren
F… ./. F…
- 44a F 42/15,  Amtsgericht Potsdam -
an dem beteiligt sind:

1. Frau C… F…, 
Antragstellerin und Beschwerdeführerin,

	- Verfahrensbevollmächtigte:
	Rechtsanwältin …


2.
das Land Brandenburg (Landeskasse),

hat der 3. Senat für Familiensachen des Brandenburgischen Oberlandesgerichts 
durch
den Vorsitzenden Richter am Oberlandesgericht Langer,

die Richterin am Oberlandesgericht Rieger und 

den Richter am Oberlandesgericht Neumann
am
20. Januar 2016
beschlossen:

Die sofortige Beschwerde der Antragstellerin gegen den Beschluss des Amtsgerichts 
- Rechtspflegers - Potsdam vom 16. November 2015 - 44a F 42/15 - wird zurückgewiesen.
Außergerichtliche Kosten werden nicht erstattet.

Gründe

I.

Die anwaltlich vertretene Antragstellerin beantragte für das auf den Erlass einer einstweiligen Anordnung zum Unterhalt gerichtete Verfahren am 23.02.2015 die Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe. Ihrem Antrag fügte sie eine am selben Tage von ihr unterzeichnete Formularerklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse bei, in welcher sie angab, außer Unterhalt in Höhe von monatlich 1.080,- € über keine sonstigen Einkünfte zu verfügen und die u.a. folgende durch Fettdruck besonders hervorgehobene Erklärung enthält:
 „Mir ist ... bekannt, dass ich während des Gerichtsverfahrens und innerhalb eines Zeitraumes von vier Jahren seit der rechtskräftigen Entscheidung oder der sonstigen Beendigung des Verfahrens verpflichtet bin, dem Gericht wesentliche Verbesserungen meiner wirtschaftlichen Lage oder eine Änderung meiner Anschrift unaufgefordert und unverzüglich mitzuteilen. Bei laufenden Einkünften ist jede nicht nur einmalige Verbesserung von mehr als 100 Euro (brutto) im Monat mitzuteilen. ... Ich weiß, dass die Bewilligung der Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe bei einem Verstoß gegen diese Pflicht aufgehoben werden kann und ich dann die gesamten Kosten nachzahlen muss."
Auf diesen Antrag wurde der Antragstellerin mit Beschluss 24.04.2015 ratenfreie Verfahrenskostenhilfe bewilligt und ihr ihre Verfahrensbevollmächtigte beigeordnet. 

Mit Beschluss vom 09.06.2015 hat das Amtsgericht den Antragsgegner nach mündlicher Verhandlung im Wege der einstweiligen Anordnung verpflichtet, ab dem 01.07.2015 monatlich 1.252,- € Trennungsunterhalt an die Antragstellerin zu zahlen. Seit Anfang Juli 2014 erhält die Antragstellerin diesen Unterhaltsbetrag.

Mit einer direkt an die Antragstellerin gerichteten Verfügung vom 03.08.2015, die am 04.08.2015 zur Post gegeben wurde, hat der Rechtspfleger der Antragstellerin folgende Belehrung übermittelt: 

"Sofern sich binnen 4 Jahren nach rechtskräftiger Entscheidung oder sonstiger Beendigung des Verfahrens Ihre wirtschaftlichen Verhältnisse verbessern (z.B. wenn ... Sie durch das gerichtliche Verfahren etwas erlangen oder sich Ihre monatlichen Einnahmen um mindestens 100,00 € erhöhen ...), haben Sie dies dem Gericht unaufgefordert und unverzüglich mitzuteilen. Ein Verstoß gegen diese Mitwirkungspflicht hat die Aufhebung der Verfahrenskostenhilfe zur Folge (§ 124 I Nr. 4 ZPO)"
Mit Verfügung vom 05.10.2015 hat der Rechtspfleger die Antragstellerin aufgefordert, schriftlich mitzuteilen, ob sich ihre wirtschaftlichen Verhältnisse seit Abgabe der letzten Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse geändert haben.

Daraufhin hat die Antragstellerin eine am 14.10.2015 ausgefüllte Formularerklärung eingereicht, in der sie die seit Juli bezogenen Unterhaltsleistungen von monatlich 1.252,- € und zudem Wohngeldbezüge von monatlich 292,- € angab. Mit Schreiben vom 07.11.2015 stellte sie zudem klar, dass das Wohngeld ihr erst mit Bescheid vom 08.09.2015 bewilligt worden sei und sie deshalb "nicht eher habe reagieren" können.
Sie sei davon ausgegangen, dass dem Gericht die Erhöhung ihrer Unterhaltsbezüge ab Juli 2015 bekannt sei, da dies schließlich Gegenstand der gerichtlichen Entscheidung über ihren Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung gewesen sei. Überdies verfüge sie als kambodschanische Staatsangehörige lediglich über "mittelmäßig gute" deutsche Sprachkenntnisse, sodass sie seit Februar 2015 an einem Alphabetisierungskurs teilnehme.
Mit Beschluss vom 16.11.2015 hat das Amtsgericht die der Antragstellerin bewilligte Verfahrenskostenhilfe gem. § 124 Abs. 1 Ziff. 4 ZPO aufgehoben.

Hiergegen richtet sich die sofortige Beschwerde der Antragstellerin, mit der sie geltend macht, dass ihr hinsichtlich der verspäteten Mitteilung der Einkommenserhöhungen nicht der Vorwurf grob fahrlässigen oder gar vorsätzlichen Handelns treffe. Schließlich habe sie ihre mittlerweile höheren Einkünfte in weiteren Formularerklärungen, die sie zur Begründung ihrer Verfahrenskostenhilfegesuche für eine Kindschaftssache und für eine weitere Familienstreitsache ebenfalls beim Amtsgericht Potsdam eingereicht habe, offenbart. 

II.

Die sofortige Beschwerde der Antragstellerin ist gem. § 113 Abs. 1 FamFG i.V.m. §§ 127 Abs. 2 S. 2, 567 ZPO statthaft sowie auch im Übrigen zulässig; sie hat jedoch in der Sache keinen Erfolg.

Die angefochtene Entscheidung, mit der die Verfahrenskostenhilfe gem. § 124 Abs. 1 Ziff. 4 ZPO aufgehoben worden ist, ist nicht zu beanstanden. Nach dieser Vorschrift soll das Gericht die Bewilligung der Verfahrenskostenhilfe aufheben, wenn der Beteiligte, dem sie bewilligt worden ist, entgegen § 120a Abs. 2 Satz 1 bis 3 ZPO dem Gericht wesentliche Verbesserungen seiner Einkommens- und Vermögensverhältnisse absichtlich oder aus grober Nachlässigkeit unrichtig oder nicht unverzüglich mitgeteilt hat.
a) 
Die Einkommensverhältnisse der Antragstellerin haben sich nach der Entscheidung über die Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe wesentlich verbessert. Von einer wesentlichen Verbesserung ist gem. § 120a Abs. 2 S. 2 ZPO immer dann auszugehen, wenn sich das laufende monatliche Einkommen um mehr als 100,- € erhöht. Dies ist hier sowohl im Hinblick auf die ab Anfang Juli 2015 erhöhten Unterhaltsbezüge als auch auf das ab Anfang September 2015 rückwirkend bezogene Wohngeld der Fall. 
b) 
Die Antragstellerin hat die Änderung der Einkommenserhöhungen entgegen ihrer Verpflichtung aus § 120a Abs. 2 Satz 1 ZPO dem Gericht nicht unverzüglich mitgeteilt. Nach der Legaldefinition in § 121 Abs. 1 BGB ist eine Handlung nur dann unverzüglich, wenn sie ohne schuldhaftes Zögern, d. h. innerhalb einer nach den Umständen des Einzelfalls zu bemessenden Prüfungs- und Überlegungsfrist vorgenommen wird. Die Antragstellerin hat bereits Anfang Juli 2015 von der Erhöhung ihrer Unterhaltseinkünfte und spätestens Mitte September von den Wohngeldzahlungen Kenntnis erlangt, sodass ihre Mitte Oktober - und auch das erst auf gerichtliche Aufforderung - erfolgte Mitteilung an das Gericht selbst dann, wenn ihr hierfür jeweils eine Frist von ca. zwei Wochen seit Kenntniserlangung zuzubilligen wäre, nicht mehr unverzüglich, d. h. ohne schuldhaftes Zögern, im Sinne der §§ 120a Abs. 2 Satz 1, 124 Abs. 1 Nr. 4 ZPO war.
c)
Die nicht unverzügliche Mitteilung der Einkommenserhöhungen beruht auch auf grober Nachlässigkeit.

Grobe Nachlässigkeit kann in Anlehnung an den materiell-rechtlich entwickelten Begriff der groben Fahrlässigkeit angenommen werden, wenn die erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem Maße verletzt wird, weil schon einfachste, ganz naheliegende Überlegungen nicht angestellt werden und das nicht beachtet wird, was im gegebenen Fall jedem einleuchten muss (LAG Baden-Württemberg, JurBüro 2015, 486, m.w.N.; Zöller/Greger, ZPO, 31. Aufl., § 296, Rn. 27). 

Der Senat kann es vorliegend dahinstehen lassen, ob sich die Antragstellerin gem. § 85 Abs. 2 ZPO insoweit, wofür einiges spricht, das Verschulden ihrer Verfahrensbevollmächtigten anrechnen lassen muss, (BGH, NJW 2001, 2770; BGHReport 2001, 220; LArbG Baden-Württemberg, a.a.O.) oder aber der nicht kontradiktorische Charakter des Überprüfungsverfahrens sowie die Sanktionswirkung der Entscheidung über den Entzug der Verfahrenskostenhilfe gem. § 124 Abs. 1 Nr. 4 ZPO hiervon eine Ausnahme gebieten (so LAG Köln, RVGReport 2015, 434, m.w.N.).

Auch dann, wenn die Antragstellerin sich das Verschulden ihrer Verfahrensbevollmächtigten nicht anrechnen lassen müsste, beruht die Unterlassung der unverzüglichen Anzeige der Einkommenserhöhungen auf einem grob nachlässigen Verhalten. Die Verletzung ihrer Mitteilungspflicht musste sich ihr geradezu aufdrängen, als sie nur wenige Wochen nach der ersten Einkommenserhöhung im Juli 2015 mit Verfügung des Rechtspflegers an die Mitteilungspflicht erinnert und hierbei explizit darauf hingewiesen worden ist, dass das aus dem Verfahren Erlangte ebenfalls zu offenbaren ist, soweit es die Wesentlichkeitsgrenze übersteigt. Dann aber konnte die Antragstellerin nur bei Außerachtlassung jeglicher Sorgfalt zu der Annahme gelangen, dem Gericht sei bereits aufgrund des Verfahrensausgangs bekannt, dass sich ihre Unterhaltseinkünfte erhöht hätten und es deshalb einer Mitteilung, dass der Antragsgegner das, wozu er mit Beschluss vom 09.06.2015 verpflichtet worden war, auch tatsächlich leistete, nicht bedürfe. 
Soweit sich die Antragstellerin darauf beruft, der deutschen Sprache nur eingeschränkt mächtig zu sein, kann auch dies nicht entlasten, im Gegenteil: Gerade dieser Umstand hätte der Antragstellerin Anlass geben müssen, Gerichtspost besonders sorgfältig zu prüfen und im Zweifel ihrer Verfahrensbevollmächtigten vorzulegen, um Nachteile zu vermeiden. Vor diesem Hintergrund ist es geradezu leichtfertig und in hohem Maße sorglos gewesen, die Gerichtspost unbeachtet zu lassen. Nach ihrem eigenen Vorbringen lag die gerichtliche Verfügung vom 03.08.2015 der Verfahrensbevollmächtigten noch nicht einmal nach Einreichung der Formularerklärung vom 14.10.2015 vor.

Aber auch bei der Beschäftigung mit den weiteren Verfahrenskostenhilfegesuchen, die die Antragstellerin nach Eintritt der Einkommenserhöhungen ausgefüllt und schließlich unterschrieben hat, musste ihr die Verpflichtung zur ungefragten Offenbarung ihres erhöhten Einkommens, über die sie in jeder dieser Erklärungen belehrt worden ist, förmlich "ins Auge springen".

Dass die Antragstellerin erst nach Aufforderung durch das Gericht die Veränderung ihrer Einkommensverhältnisse offenbart hat, zeugt schließlich in Anbetracht aller Umstände ebenfalls von einem in hohem Maße sorglosen und nachlässigen Verhalten bei der Erfüllung der ihr gem. § 120a Abs. 2 S. 1 ZPO obliegenden Offenbarungspflicht, welches ohne weiteres den Entzug der Verfahrenskostenhilfe rechtfertigt.
III.
Die Kostenentscheidung folgt aus § 127 Abs. 4 ZPO.
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Neumann

